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(Nr. 9671.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahres 1892/93. 
Vom 23. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


$. 1. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des 
Rechnungsjahres 1892/93, welche aus den Einnahmen dieſes Jahres nicht haben 
beſtritten werden können, 25 290 907 Mark 84 Pf. im Wege der Anleihe durch 
Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen zu beſchaffen. 


§. 2. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 9. Juni 1894. 


R $. 3. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Prökelwitz, den 23. Mai 1894. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9672.) Geſetz, betreffend Aenderungen der Wegegeſetzgebung der Provinz Hannover. 
Vom 24. Mai 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 
In dem Geſetze über Gemeindewege und Landſtraßen vom 28. Juli 1851 
(Hannoverſche Geſetz-Samml. Abth. 1 S. 141) treten folgende Aenderungen ein: 
1. Der $. 1 erhält folgende Faſſung: 
. 
Bereich des Geſetzes. 
Das gegenwärtige Geſetz betrifft die öffentlichen Wege mit Aus⸗ 
nahme der Provinzialchauſſeen und der Leinpfade. 
2. Im F. 3 unter Nr. 1 wird hinter dem Worte „Baumpflanzungen“ 
das Wort „Wegweiſer“ eingeſchoben. 
3. Der F. 7 erhält folgende Faſſung: 
er 
Entſcheidung über Privat- und öffentliche Wege. 
Streitigkeiten über die Frage, ob ein Weg ein öffentlicher oder 
ein Privatweg ſei, ſind von der Wegepolizeibehörde nach Anhörung 
der Betheiligten zu entſcheiden. 
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„Gegen die Entſcheidung der Wegepolizeibehörde, durch welche ein 
Weg für den öffentlichen Verkehr in Anſpruch genommen wird, finden 
die Rechtsmittel des $. 56 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 
1883 ſtatt. 


4. An Stelle der $$. 11, 12, 13, 14, 21, 22, 30, 31 und 37 treten 
folgende Paragraphen: 


Gr. 9672.) 


MER 
Befugniß der Gemeinde. 


Die Gemeinde beſchließt, ob ein Gemeindeweg anzulegen, zu ver- 
legen oder aufzugeben, oder ein Privatweg unter die Klaſſe der Ge 
meindewege zu verſetzen iſt. Der Beſchluß iſt von dem Gemeinde⸗ 
vorſtande in ortsüblicher Weiſe, ſowie durch das Kreisblatt und das 
Amtsblatt mit dem Bemerken zu veröffentlichen, daß Einſprüche zur 
Vermeidung des Ausſchluſſes binnen vier Wochen in Landkreiſen bei 
dem Kreisausſchuſſe, in Stadtkreiſen und in den bezüglich der Ver⸗ 
waltung der allgemeinen Landesangelegenheiten ſelbſtändigen Städten 
bei dem Bezirksausſchuſſe zu erheben ſind. 


$. 12. 
Selbſtändige Gutsbezirke. 


Die auf Gemeinden bezüglichen Beſtimmungen finden auf ſelb⸗ 
ſtändige Gutsbezirke gleichmäßig Anwendung, ſoweit fie nicht die Ver— 
theilung der Wegebaulaſt auf die Gemeindeangehörigen betreffen. 


§. 13. 
Begriff der Landſtraßen. 

Landſtraßen ſind diejenigen öffentlichen Wege, welche ſchon bisher 
für Landſtraßen erklärt worden ſind, oder in Zukunft für Landſtraßen 
in vorgeſchriebener Weiſe ($$. 14, 14 a) erklärt werden. 

Die Erklärung eines Weges als Landſtraße ſetzt voraus, daß 
derſelbe für den äußeren oder inneren Verkehr wichtigerer Orte unter 
ſich oder mit Häfen, Strömen, öffentlichen Wegen, Eiſenbahnen, Fähr⸗ 
ſtellen, Ein- und Ausladeplätzen oder wichtigeren gemeinnützigen An⸗ 
lagen dient oder ſolche unter einander verbindet. 

Landſtraßenmäßig ausgebaute Wege können auch ohne dieſe 
Vorausſetzung unter die Landſtraßen aufgenommen werden. 


$. 14. 
Etat der Landſtraßen. 


Ueber die Aufnahme eines Weges unter die Landſtraßen und die 
Verweiſung eines Weges aus der Klaſſe der Landſtraßen beſchließt der 
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Kreistag mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Beſchluß bedarf zu feiner 
Gültigkeit der Zuſtimmung des Provinzialausſchuſſes und der Beſtätigung 
des Oberpräſidenten und iſt von dem Kreisausſchuſſe durch das Kreis- 
blatt und das Amtsblatt bekannt zu machen. Die Unterhaltung des 
Weges geht mit dem Zeitpunkte der Bekanntmachung des Beſchluſſes 
auf den Kreis über, ſofern nicht in dem Beſchluſſe ſelbſt ein anderer 
Zeitpunkt feſtgeſtellt worden iſt. 

Sofern auf dem Landſtraßen⸗Etat befindliche, aber noch nicht 
landſtraßenmäßig ausgebaute Wege bisher noch von den betheiligten 
Gemeinden unterhalten worden ſind, behält es hierbei, in Ermangelung 
anderweitiger Beſchlüſſe des Kreistages, ſein Bewenden. 

Die Verweiſung eines Weges aus der Klaſſe der Landſtraßen 
verſetzt denſelben unter die Gemeindewege. 


§. 14a. 


Wenn es ſich um die Durchführung eines unter die Landſtraßen 
aufgenommenen oder aufzunehmenden Weges durch einen verhältnif- 
mäßig kleinen Theil eines anderen Kreiſes oder um die Fortführung 
eines ſolchen Weges nach einem nahe gelegenen wichtigeren Orte, Hafen, 
Ein- und Ausladeplatze, einer nahe gelegenen Eiſenbahnſtation, Chauſſee, 
Landſtraße, Brücke oder Fähre in einem anderen Kreiſe handelt, ſo 
kann auf Antrag eines betheiligten Kreiſes von dem Oberpräſidenten 
im Einvernehmen mit dem Provinzialausſchuſſe die Aufnahme der be 
treffenden Wegeſtrecke unter die Landſtraßen dieſes Kreiſes auch gegen 
den Beſchluß des Kreistages verfügt und zugleich die Zeit, innerhalb 
welcher der Bau auszuführen iſt, feſtgeſetzt werden. 

Hat der Kreis, gegen welchen die Verfügung des Oberpräſidenten 
gerichtet iſt, an dem betreffenden Wege ein verhältnißmäßig geringes 
Intereſſe, fo kann dem Kreiſe oder den Kreiſen, zu deſſen oder deren 
Nutzen der Ausbau weſentlich erfolgt, ein angemeſſener Beitrag zu den 
Neubaukoſten auferlegt werden. Hierüber und über die Höhe des Bei- 
trages beſchließt in Ermangelung gütlicher Vereinbarung der Bezirks⸗ 
ausſchuß. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Be- 
ſchwerde an den Provinzialrath ſtatt. 


F. 21. 
Inhalt der Wegepflicht. 
Die Wegepflicht begreift den Neubau und die Unterhaltung der 
Wege und ihrer Zubehörungen. 
Zur Wegepflicht gehört nicht die Anlegung und Unterhaltung 
von Ueberfahrten über die Seitengräben, abgeſehen von der bei der 
Enteignung eintretenden Entſchädigungspflicht. Wegen Abſchneidung 


oder Beeinträchtigung rechtsbegründeter Wegeverbindungen zufolge An— 
legung oder Inſtandſetzung öffentlicher Wege hat die Gemeinde be- 
ziehungsweiſe der Wegeverband Entſchädigung zu leiſten. Die Feft- 
ſtellung der Entſchädigung geſchieht geeigneten Falles im Enteignungs- 
verfahren, im Uebrigen im Rechtswege. 


$. 21a. 
Fortſetzung. 
Der Neubau umfaßt die erſtmalige vollſtändige Anlegung und 


Ausſtattung des Weges und feiner Zubehörungen, desgleichen die Ver— 
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legung bereits ausgebauter oder im Ausbau begriffener Wege nebſt 
Zubehörungen. 

Die Unterhaltung umfaßt die Erhaltung des Weges und ſeiner 
Zubehörungen in gehörigem Zuſtande, einſchließlich der Erneuerung, 
der Verbeſſerung und des Umbaues. 


$. 22. 
Regeln für den Bau und die Unterhaltung der Landſtraßen und Gemeindewege. 


Die Landſtraßen ſind als Kunſtſtraßen mit beſteinten Fahrbahnen 
(Pflaſter⸗, Steinſchlag- oder Grandbahn) auszubauen und zu unterhalten. 

Der Neubau und die Unterhaltung der Gemeindewege hat nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes, der Oertlichkeit und der Kräfte der Pflichtigen 
zu geſchehen. 

Mit dieſer Maßgabe ſind Gemeindewege, welche Ortſchaften oder 
Theile von Ortſchaften unter ſich oder mit Eiſenbahnſtationen, Chauſſeen, 
Landſtraßen, Fährſtellen, Ein- und Ausladeplätzen oder wichtigeren 
gemeinnützigen Anlagen verbinden, mit beſteinten Fahrbahnen auszu⸗ 
bauen und zu unterhalten, ſofern die Beſteinung zur dauernden Fahr⸗ 
barkeit des Weges erforderlich iſt. 

Die Gemeindewege innerhalb der zuſammenhängend gebauten Orte 
(Ortsſtraßen) ſind in der Regel mit Steinbahn zu verſehen. Im 
Uebrigen können nähere Beſtimmungen über die Beſchaffenheit, in 
welcher die Gemeindewege und deren Zubehörungen anzulegen und zu 
erhalten ſind, durch beſondere Regulative für den Kreis oder für einzelne 
Kreistheile getroffen werden. 

In denſelben ſind Normen über die Einrichtung der Gemeinde— 
wege, insbeſondere über deren kunſtmäßigen Ausbau, ferner über Breite, 
Steigungsverhältniſſe und Entwäſſerung, über die Anlegung von Baum⸗ 
pflanzungen, das Aufſtellen von Schutzſteinen, Seitengeländern u. ſ. w. 
vorzuſehen. 

Ueber die Feſtſtellung der Regulative beſchließen in Landkreiſen die 
Kreisausſchüſſe, in Stadtkreiſen und in den bezüglich der Verwaltung der 
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allgemeinen Landesangelegenheiten ſelbſtändigen Städten die ſtädtiſchen 
Behörden. N 
Die Regulative ſind öffentlich bekannt zu machen. 


§. 30. 
Wegepflicht der Kreiſe. 

Der Neubau und die Unterhaltung der Landſtraßen iſt unbeſchadet 
der Vorſchriften in den §§. 42 bis 52 des Geſetzes vom 28. Juli 1851 
Obliegenheit der Kreiſe. 

§. 31. 
Bewilligung der Mittel durch den Kreistag. 

Der Kreistag bewilligt alljährlich oder für mehrere Jahre im 
Voraus die zum Neubau und zur Unterhaltung der Landſtraßen er⸗ 
forderlichen Mittel. Dabei finden die Beſtimmungen in den $$. 10 
bis 19 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 
mit den aus den $$. 91 und 92 des Kommunglabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 fich ergebenden Abänderungen Anwendung. 

Der letzte Abſatz des §. 10 der Kreisordnung wird aufgehoben. 


F. 37. 
Gemeindevoraus. 


Die Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke haben behufs An- 
legung und Unterhaltung der Landſtraßen innerhalb ihrer Bezirke ein 
Voraus zu entrichten; daſſelbe beträgt für den Neubau 8 Prozent, für 
die Unterhaltung 4 Prozent der der Vertheilung der Kreisabgaben für 
Landſtraßenzwecke zu Grunde zu legenden Staatsſteuern. 

Die Beſtimmungen des F. 13 der Kreisordnung werden hierdurch 
nicht berührt. 

Der Kreistag kann beſchließen, das Voraus ganz oder theilweiſe 
zu erlaſſen oder für den Neubau bis auf 12 Prozent zu erhöhen. 

Vereinbarungen über höhere Leiſtungen der Gemeinden und ſelb— 
en Gutsbezirke find nicht ausgeſchloſſen. 

treitigkeiten, welche hinſichtlich der Entrichtung des Voraus 
darüber entſtehen, ob Verwendungen oder Arbeiten unter den Begriff 
Neubau oder Unterhaltung (F. 21a) fallen, unterliegen der endgültigen 
Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes. 


5 Die $$. 32, 33, 34, 35, 36, 38, 39 und 40 werden aufgehoben. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1 April 1895 in Kraft. 


re - 
Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Minifter des Innern 
werden mit der Ausführung deſſelben beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Prökelwitz, den 24. Mai 1894. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9673.) Geſetz zur Abänderung und Ergänzung der Geſetze vom 25. Mai 1874, be⸗ 
treffend die evangeliſche Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom 
10. September 1873 für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien und Sachſen (Gefeß-Samml. S. 147), und vom 3. Juni 
1876, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren 
Provinzen der Monarchie (Geſetz-Samml. S. 125). Vom 28. Mai 1894 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
H. 1. 

Kirchengeſetze, durch welche Beſtimmungen der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung vom 10. September 1873 (Gefeß-Samml. S. 417) und der 
Generalſynodal-Ordnung vom 20. Januar 1876 (Geſetz-Samml. S. 7), ſowie 
der zur Abänderung dieſer beiden Ordnungen ſpäter erlaſſenen Geſetze abgeändert 
werden ſollen, bedürfen der Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nur, wenn ſie 
betreffen die $$. 1, 3, 5, 6, 11 Abſatz 5, 22 Abſatz 1 und 2, 23, 25 Satz 2 
in Bezug auf Parochialveränderungen, 27 Abſatz 1 und 2, 28, 31, 34 Abſatz 1 
bis 4, 49, 53 Nr. 7 in Bezug auf die Repartition der Beiträge zur Kreisfynodal- 
kaſſe, 57, 58, 65 Nr. 3 Abſatz 1 und Nr. 7, 71 bis 73 der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung oder die §§. 1, 2 Abſatz 1, 3 Abſatz 1 und 2, 6 Abſatz 1, 
N 15, 36 Abſatz 1 Nr. 4, 38, 43, 44 Abſatz 1, 46 Abſatz 1 der Generalfynodal- 

rdnung. 

Beſtimmungen des Geſetzes vom 25. Mai 1874, betreffend die evangeliſche 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 für die 

(Nr. 9673.) 


Provinzen Preußen u. ſ. w. (Geſetz-Samml. S. 147), ſowie des Geſetzes vom 
3. Juni 1876, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren 
Provinzen der Monarchie (Geſetz Samml. S. 125), welche mit dieſer Vorſchrift im 
Widerſpruch ſtehen, werden aufgehoben. Unberührt bleiben hiervon die Be⸗ 
ſtimmungen der Artikel 8 und 21 des Geſetzes vom 3. Juni 1876. 


$. 2. 
Artikel 13 Abſatz 2 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 erhält nachſtehende 
Faſſung: 

Bevor ein von einer Provinzialſynode oder von der General— 
ſynode beſchloſſenes Geſetz dem Könige zur Sanktion vorgelegt wird, 
iſt die Erklärung des Staatsminiſteriums darüber herbeizuführen, ob 
gegen den Erlaß deſſelben von Staatswegen etwas zu erinnern ſei. 


6. 3. 


In Artikel 15 Abſatz 1 a. a. O. kommt der Schlußſatz: »Die Zuſtimmung 
iſt in der Verkündigungsformel zu erwähnen «, in Fortfall. 


b. 4. 
In Artikel 16 Abſatz 1 a. a. O. wird der Satz von vier Prozent der 
Geſammtſumme der Klaſſen- und Einkommenſteuer auf ſechs Prozent der Geſammt⸗ 
ſumme der Staatseinkommenſteuer der zur evangeliſchen Landeskirche gehörigen 
Bevölkerung erhöht. 
8. 5. 


In Artikel 17 Abſatz 1 a. a. O. kommt der Schlußſatz: »Die Zuſtimmung 
iſt in der Verkündigungsformel zu erwähnen «, in Fortfall, und wird folgender 
neuer Abſatz hinzugefügt: 

Gegen die Entſcheidung der Staatsbehörde ſteht den Betheiligten 
binnen einundzwanzig Tagen ſeit Zuſtellung derſelben die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren beim Oberverwaltungsgerichte zu. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 28. Mai 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
Bronſart v. Schellendorff. N 


(Nr. 9674.) Geſetz, betreffend Regelung der Verhältniſſe der bei der Umgeſtaltung der Eifenbahn- 
behörden nicht zur Verwendung gelangenden Beamten. Vom 4. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


§. 1. 

Beamte, welche in Folge der am 1. April 1895 eintretenden Umgeſtaltung 
der Eiſenbahnbehörden nicht weiter verwendet werden, bleiben bis zu ihrer Dienſt⸗ 
unfähigkeit zur Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und werden 
auf einem beſonderen Etat geführt. 

Sie erhalten bis zu ihrer etwaigen Wiederanſtellung vorbehaltlich weiter⸗ 
gehender wohlerworbener Rechte auch im Falle ihrer demnächſtigen Dienſtunfähigkeit 
während eines Zeitraums von fünf Jahren unverkürzt ihr bisheriges Dienſtein⸗ 
kommen und den Wohnungsgeldzuſchuß in dem bisherigen Betrage, nach Ablauf 
des fünfjährigen Zeitraums dagegen drei Viertel ihres penſionsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens. 

Das Wittwen⸗ und Waiſengeld für die Hinterbliebenen dieſer Beamten 
wird in jedem Falle unter Zugrundelegung einer Penſion von drei Vierteln des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens gewährt. 

Als Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegenheit 
zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder der Bezug der für die 
Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt wegfällt. 

An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienſtwohnung tritt eine 
Miethsentſchädigung nach der Servisklaſſe des Orts der letzten Anſtellung. 


$. 2. 

Die zur Verfügung des Miniſters verbleibenden Beamten haben ſich nach 
der Anordnung deſſelben auch der zeitweiligen Wahrnehmung ſolcher Aemter zu 
unterziehen, welche ihren Fähigkeiten und ihren bisherigen Verhältniſſen entſprechen. 

Während der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten ſie ihr früheres Dienſt⸗ 
einkommen unverkürzt und, ſofern die Beſchäftigung außerhalb ihres Wohnortes 
erfolgt, Reiſekoſten nach den für die im Dienſte befindlichen Beamten beſtehenden 
Vorſchriften und eine von der Eiſenbahnverwaltung nach dem erforderlichen Mehr— 
aufwande feſtzuſetzende Entſchädigung. 


$. 3. 
Denjenigen nicht zur Verwendung gelangenden Beamten, welche zu den 
im F. 2 Abſatz 2 des Geſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) be⸗ 
zeichneten Beamten gehören, kann ein Wartegeld bis auf Höhe des geſetzmäßigen 
Penſionsbetrages gewährt werden. 
Geſetz⸗Samml. 1894. (Nr. 9674.) 25 


$. 4. 

Findet eine Wiederbeſchäftigung der Beamten in anderen Zweigen des 
Staatsdienſtes oder bei Reichsbehörden ſtatt, ſo finden die geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Wiederbeſchäftigung penſionirter Beamten auf die im §. 1 Abſatz 2 und 
im $. 3 bezeichneten Bezüge Anwendung. 


§. 5. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 4. Juni 1894. 


(L. S. Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Gr. v. Caprivi. 
Miquel. v. Heyden. Thielen. Bronſart v. Schellendorff. 
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